
PRESSEMITTEILUNG 
ULI SCKERL MdL 
23.10.2016 
 
 
Grün-schwarze Koalition legt Streitigkeiten bei: 
Ganztagsschulen werden ausgebaut, Inklusion geht weiter  
  
"Die Ganztagsschulen werden im kommenden Schuljahr  weiter ausgebaut. Auch die 
Inklusion geht weiter“, sagte der Landtagsabgeordnete Uli Sckerl am Sonntag. Nach einer 
Ankündigung von Kultusministerin Eisenmann (CDU) über einen angeblichen Stopp in diesen 
Bereichen im Schuljahr 2017/18 hatte es in den Kommunen und Schulen des Wahlkreises 
Weinheim viele berechtigten Fragen und Sorgen gegeben. „Es gab in den vergangenen Tagen 
viele Wortmeldungen zu den Nachrichten aus Stuttgart. Wir haben aufmerksame, engagierte 
Lehrer, Eltern und Kommunalpolitiker. Und das ist gut so“, sagte Sckerl.  
  
Laut Sckerl hat sich die grün-schwarze Koalition nun in intensiven Verhandlungen am 
Wochenende darauf verständigt, die Voraussetzungen für den Ausbau der 
Ganztagesschulen, der Inklusion und die Einführung des Informatikunterrichts zu schaffen 
und aufgetretene Irritationen zu beseitigen. Im Ergebnis erhält die Kultusministerin für das 
kommende Schuljahr  in den drei Bereichen 320 zusätzliche Lehrerdeputate; 160 davon 
werden umgeschichtet, weitere 160 kommen zusätzlich hinzu. 160 der zusätzlichen 
Deputate erhält die Inklusion, 100 zusätzliche der Ganztagesschulbetrieb. 60 sind es bei der 
Informatik. Weiter wurde vereinbart, diesen Bedarf ab dem Schuljahr 2018/19  mit einer 
besseren Verteilung der Unterrichtsressourcen zu decken. Der Rechnungshof des Landes soll 
dazu Vorschläge machen. Damit sollen dauerhafte Mehrausgaben im Haushalt vermieden 
werden. 
Sckerl sieht in den Ergebnissen eine solide Grundlage, alle Vorhaben für weiteren 
Ganztagesschulbetrieb und für inklusive Beschulung im Wahlkreis umzusetzen. Auch der 
Informatikunterricht werde kommen. Wichtig ist ihm die Feststellung: „Die Forderung der 
CDU nach Erhöhung des Klassenteilers für Gemeinschaftsschulen ist vom Tisch. Die Schulen 
in Heddesheim und Hemsbach können beruhigt sein“.  
  
"Wir lassen unsere Schulen nicht im Stich", machte Sckerl abschließend deutlich. Für die 
Schülerinnen und Schüler, Eltern, Lehrerinnen und Lehrer und die Kommunen als Schulträger 
seien das gute Nachrichten.  
  
  


